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Mit der Vorlage des zweiten nationalen Bildungs-
berichts im Juni 2008 sind die Bildungsausgaben 

in den Fokus des öffentlichen Interesses gerückt. Die 
öffentliche Diskussion ist wesentlich davon bestimmt, 
dass die Höhe der Ausgaben den Stellenwert der 
Bildung in der Gesellschaft widerspiegelt (input-ori-
entierte Sichtweise). Nach dieser Lesart wird der Bil-
dung in der Bundesrepublik keine allzu hohe Priorität 
beigemessen. Dies lässt sich anschaulich anhand der 
Entwicklung einer statistischen Kenngröße illustrieren: 
Während Mitte der 1990er Jahre noch 6,9% des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) in die Bildung gefl ossen sind, 
hat der Staat im Jahr 2005 nur noch 6,3% dafür aus-
gegeben. Damit seien die Bildungsausgaben gemes-
sen an der wirtschaftlichen Leistung gesunken.1 Die-
ser Umstand veranlasste die Politik umgehend dazu, 
Appelle insbesondere an die Länder zu richten, ihre 
Bildungsausgaben zu steigern – so die stellvertreten-
de Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für 
Bildung und Forschung im Juni 2008.2 

Die Ausgaben für das deutsche Bildungssystem 
werden in einer hoch aggregierten, fi nanzstatistischen 
Kennzahl erfasst, die sich nach der Defi nition des Bil-
dungsberichts wie folgt zusammensetzt: „Bildungs-
ausgaben umfassen Personalausgaben (einschließlich 
Beihilfen und Sozialversicherungsbeiträge), Sachauf-
wand, Investitionsausgaben und unterstellte Sozial-
beiträge für die Altersversorgung der im Bildungsbe-
reich aktiven Beamten nach dem Konzept der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen.“3

Nach dieser Defi nition gehen in die Ermittlung der 
Bildungsausgaben drei Ist-Werte (Ausgaben für Per-

sonal, Sachaufwand und Investitionen) sowie ein 
Schätzwert (unterstellte Sozialbeiträge für Beamte) 
ein. Problematisch ist genau dieser Schätzwert für die 
unterstellten Sozialbeiträge: Obwohl sich die Experten 
grundsätzlich einig sind, dass die aktuell angesetzten 
Zuschläge für diese Komponente der Bildungsausga-
ben viel zu niedrig sind, fl ießen sie weiterhin in die (in-
ter)nationale Berichterstattung zu den Bildungsausga-
ben ein. Ergebnis ist, dass die Ausgaben für Bildung in 
Deutschland um einem zweistelligen Milliardenbetrag 
unterzeichnet werden. 

Ziel dieses Beitrags ist es, die derzeitige methodi-
sche Vorgehensweise zur Ermittlung der errechneten 
Beihilfen und Sozialversicherungsbeiträge für die ak-
tiven Beamten darzulegen und kritisch einzuordnen, 
um im Anschluss ein mögliches alternatives Rechen-
modell vorzustellen, das an realistischeren Annahmen 
ansetzt. Die modifi zierten Bildungsausgaben werden 
im Anschluss in die Datengrundlagen der internationa-
len Bildungsberichterstattung eingespeist und die dar-
aus resultierende Positionsveränderung Deutschlands 
wird im Staatenvergleich dokumentiert. 

Methodische Ansätze 
zur Ermittlung der Versorgungsaufwendungen

Die Bildungsausgaben werden als Summe von 
Einzelkomponenten ermittelt. Ein Großteil der Daten-
grundlagen ist unproblematisch, da er sich auf Ist-
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Zahlen der amtlichen Statistik bezieht. Problematisch 
ist allerdings die Komponente zu den Versorgungsauf-
wendungen der im Bildungsbereich aktiven Beamten, 
die nur über Schätzungen zu ermitteln ist. Zum Zwe-
cke der internationalen Vergleichbarkeit hat die OECD 
Defi nitionen und Empfehlungen in einem Handbuch 
herausgegeben, das sich auch mit der Bemessung der 
Versorgungsausgaben im Bildungsbereich auseinan-
dersetzt. Die OECD gibt dazu folgende Empfehlungen:4 
Eine vollständige Erfassung der Versorgungsausgaben 
ist notwendig. Sofern die Versorgungsausgaben im je-
weiligen Staat nicht vollständig erfasst werden, sind 
die fehlenden Beträge in ihrem Ausmaß zu schätzen 
und hinzuzufügen. Die Höhe der Versorgungsausga-
ben ist so zu bemessen, dass die Aufwendungen der 
künftigen Versorgungsausgaben für das derzeitige Ak-
tivpersonal vollständig abgebildet werden. Nicht her-
angezogen werden sollen die derzeitigen ausgezahlten 
Pensionsverpfl ichtungen, die jedoch als Grundlage für 
Abschätzungen dienen können.

In der Bundesrepublik ist für die Ermittlung der Hö-
he der Bildungsausgaben eine Berücksichtigung der 
künftigen Pensionsansprüche für Beamte erforderlich, 
da Lehrer und Professoren zum Großteil verbeamte-
tes Personal darstellen. Sozialbeiträge werden bislang 
lediglich für Angestellte (an die Sozialversicherungs-
systeme) abgeführt. Entsprechende Systeme für Neu-
verbeamtungen sind derzeit nur vereinzelt vorhanden 
und quantitativ noch so unbedeutend, dass sie für 
Berechnungen nicht herangezogen werden können. 
Ohne Zuschläge zu den Gehältern für das aktuell tä-
tige verbeamtete Bildungspersonal käme es zu einer 
Untererfassung der öffentlich fi nanzierten Ressourcen. 
Nach den genannten methodischen Empfehlungen der 
OECD sind solche Lücken in der Statistik zu schließen. 
Ein aktuell angewandtes Verfahren des Statistischen 
Bundesamtes zur Ermittlung der Versorgungsleistun-
gen für die nationale und internationale Berichterstat-
tung soll diesem Tatbestand Rechnung tragen, indem 
fi ktive Sozialbeiträge für Beamte unterstellt werden. 
Hierfür hat sich der Begriff des kausalitätsbezogenen 
Ansatzes5 eingebürgert. Alternativ sind Hochrechun-
gen auf der Grundlage der tatsächlichen Versorgungs-
leistungen für verbeamtetes Personal denkbar, die 
auch als liquiditätsbezogene Ansätze6 bezeichnet wer-

4 Vgl. Organisation for Economic Co-operation and Development: 
OECD Handbook for Internationally Comparative Education Statis-
tics: Concepts, Standards, Defi nitions and Classifi cations, Paris 2004, 
S. 65 ff.

5 Vgl. Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung: BLK-Bildungsfi nanzbericht 2004/2005. Die aktuel-
le Entwicklung, Bonn 2006, S. 30.

6 Vgl. Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung, a.a.O., S. 30.

den. Beide Verfahren werden im Folgenden genauer 
vorgestellt. 

Aktuelles Berechnungsverfahren zur Ermittlung 
der Bildungsausgaben

Im Rahmen der Bildungsstatistik wird seitens des 
Statistischen Bundesamtes für die Zusetzung von fi k-
tiven Vorsorgeaufwendungen ein so genanntes kau-
salitätsorientiertes Verfahren angewandt. Analog zu 
den Rentenversicherungsbeiträgen der Angestellten 
wird dabei eine fi ktive Beitragsleistung aus der Ge-
haltssumme der im Bildungsbereich aktiven Beamten 
ermittelt, indem diese mit einem Zuschlagssatz von 
zurzeit 26,5% multipliziert wird. Grundlage des fi ktiven 
Zuschlags ist der Beitragssatz zur Rentenversicherung 
(aktuell 19,5%), ergänzt um einen Zuschlag von 7 Pro-
zentpunkten für den Erwerb von Ansprüchen aus der 
Zusatzversorgung der Angestellten sowie für sonstige 
Sozialleistungen. Darin enthalten sind auch die fi ktiven 
Beihilfeaufwendungen. Das kausalitätsorientierte Ver-
fahren zur Berechnung fi ktiver Vorsorgeaufwendungen 
setzt also an den derzeit im aktiven Dienst befi ndlichen 
Beamten an, wie es von der OECD gefordert ist. Auch 
ist ein Zuschlagsmodell auf die gezahlten Beamten-
bezüge ein sinnvolles Schätzverfahren für unterstellte 
Sozialbeiträge und wird als Beispiel von der OECD ex-
plizit genannt.7 Als Ergebnis dieser Berechnungen wer-
den im nationalen und internationalen Bildungsbudget 
unterstellte Sozialbeiträge in Höhe von etwa 7,5 Mrd. 
Euro für die aktiven Beamten ausgewiesen.8 

Im Jahr 2005 betrugen die tatsächlichen Versor-
gungsleistungen einschließlich der Beihilfen für be-
amtetes Personal im Bildungsbereich nach einer 
Sonderauswertung der Rechnungsstatistik für den öf-
fentlichen Gesamthaushalt bereits 11,3 Mrd. Euro (vgl. 
Tabelle 1). Die fi ktiven Pensionsrückstellungen in Höhe 
von 7,5 Mrd. Euro würden folglich nicht einmal ausrei-
chen, um die aktuell pensionierten Lehrkräfte zu ver-
sorgen. Ziel nach der OECD-Methode ist es jedoch, 
nicht die derzeitigen, sondern die zukünftigen Pensi-
onsbelastungen der aktuell tätigen Kräfte im Bildungs-
bereich abzubilden. Die Zahl der Versorgungsempfän-
ger im Bildungsbereich wird in den nächsten Jahren 
deutlich ansteigen, was auch der Versorgungsbericht 
der Bundesregierung bestätigt: 

„Der überproportionale Ausgabenanstieg bei den 
Ländern bis 2025 ist auf die starke Zunahme der Zahl 
der Versorgungsempfänger aus dem Schuldienst zu-

7 Vgl. Organisation for Economic Co-operation and Development, 
a.a.O., S. 66.

8 Vgl. Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung, a.a.O., S. 30.
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rückzuführen. So steigt die Zahl der Versorgungsemp-
fänger aus dem Schuldienst bis 2025 um fast 120% 
[…].“9

Die Konsequenz aus dieser Entwicklung wäre, dass 
auch die dafür berechneten Rückstellungen höher sein 
müssten als die aktuellen Ausgaben des Jahres 2005.10 
Während also die Schätzungen von einem starken, ja 
sogar dramatischen Anstieg der Versorgungsausga-
ben im Bildungsbereich ausgehen, unterstellt die Sta-
tistik deren Rückgang. Wenn ein Schätzverfahren der-
art offensichtlich die Wirklichkeit verfehlt, ist es für die 
Verwendung in amtlichen Berichten wenig geeignet. 

Für die Unterzeichnung der unterstellten Versor-
gungsausgaben können folgende Ursachen benannt 
werden: 

Der verwendete Ansatz ist weitgehend nicht dyna-• 
misch ausgestaltet, da insbesondere die zugrunde 
gelegten Zuschlagssätze historisch festgesetzt sind 
und bislang kaum fortgeschrieben werden. Anpas-
sungen können sich damit nur über den Anstieg der 
Gehaltssumme ergeben, die jedoch im Gegensatz 
zu den Versorgungsleistungen keiner nennenswer-
ten Dynamik unterliegt. 

Unberücksichtigt bleiben die Rentenversicherungs-• 
leistungen des Bundes an der allgemeinen Renten-
versicherung. Diese Staatszuschüsse betragen etwa 
28% der Ausgaben der Rentenversicherung.11 

Es gibt erhebliche Unterschiede zwischen den bei-• 
den Arten der Altersversorgung, wobei einem durch-

9 Vgl. Bundesministerium des Innern: Dritter Versorgungsbericht der 
Bundesregierung, Berlin 2005, S. 155.

10 Vgl. H.-P. K l ö s , A. P l ü n n e c k e : Bildungsfi nanzierung und Bil-
dungsregulierung in Deutschland: eine bildungsökonomische Einord-
nung, in: Institut der deutschen Wirtschaft Köln (Hrsg.): Bildungsfi nan-
zierung und Bildungsregulierung in Deutschland: Eine bildungsökono-
mische Reformagenda, Köln 2006, S. 19.

11 Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 2008, Stand 
und voraussichtliche Entwicklung der Finanzwirtschaft im gesamtwirt-
schaftlichen Zusammenhang, Berlin 2008, S. 21.

schnittlichen Pensionär höhere Geldleistungen zur 
Verfügung stehen als einem Rentner. Der Bund der 
Steuerzahler12 hat ermittelt, dass der Vorsprung ei-
nes Beamten unter ansonsten gleichen Bedingungen 
(Gehalt von monatlich 2500 Euro, 40 Dienst- bzw. 
Versicherungsjahre in Westdeutschland) gegenüber 
dem Rentner 800 Euro brutto (+76%) und 540 Euro 
netto (+57%) beträgt. Die wesentliche Ursache dafür 
ist, dass sich die Pension eines Beamten nicht, wie 
beim Rentner, aus einem in der gesamten Arbeits-
zeit errechneten Durchschnittseinkommen bemisst, 
sondern aus seinem letzten Grundgehalt. Dieser 
Sachverhalt wird im aktuellen, kausalitätsorientierten 
Ansatz nicht berücksichtigt. 

Die insgesamt kritische Einschätzung des aktuellen 
Berechnungsverfahrens gibt Anlass zur Vorstellung ei-
nes alternativen Modells. Dies wird sich an der Zahl 
der und den Zahlungen an Versorgungsempfänger ori-
entieren, um daraus die künftigen Versorgungsbelas-
tungen zu errechnen. 

Vorschlag für ein liquiditätsbezogenes Modell

Das Modell stellt eine Möglichkeit dar, die unter-
stellten Sozialbeiträge belastbarer abzuschätzen. Es 
setzt dazu an den aktuellen Zahlungen für Versor-
gungsempfänger im Bereich der Schulen und Hoch-
schulen (Funktionen 118 und 138) gemäß der Jah-
resrechnungsstatistik an. Die bereinigten Ausgaben 
bei diesen funktionalen Positionen enthalten auch die 
Beihilfen an Versorgungsempfänger und deren Hinter-
bliebene. Mit dieser Vorgehensweise werden die tat-
sächlichen Zahlungen als Ausgangspunkt für die wei-
teren Berechnungen genommen (liquiditätsbezogenes 
Modell). Die Möglichkeit eines solchen Ansatzes wird 
von der OECD explizit erwähnt: „Note that the amount 
currently been paid in pensions […] may form the ba-
sis for estimates.“13 

Die Jahresrechnung weist im Jahr 2005 Versor-
gungs- und Beihilfeausgaben im Schul- und Hoch-
schulbereich der Länder in Höhe von fast 11,1 Mrd. 
Euro auf. Hinzu kommen die Ausgaben der kommu-
nalen Ebene im Schulbereich von etwa 250 Mio. Euro 
(vgl. Tabelle 1). Diese Werte sind jedoch unterzeichnet. 
Hintergrund ist, dass die erst seit dem Jahr 2000 vor-
gesehene unmittelbare Erfassung der Versorgungs-
ausgaben bei den einzelnen Aufgabenbereichen in 
den Ländern fi nanzstatistisch nur zögerlich umgesetzt 

12 Vgl. Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler: Personal-
ausgaben des Bundes weiter abbauen! Auf Rationalisierungs- und 
Einsparkurs bleiben, die Bemühungen sogar verstärken, o.O. 2008, 
S. 190.

13 Vgl. Organisation for Economic Co-operation and Development, 
a.a.O., S. 66.

Länder Gemeinden

Schuldienst 9 999 252
darunter: Beihilfen 978 -

Hochschuldienst 1 070 -
darunter: Beihilfen 54 -

Summe 11 321

Tabelle 1
Ausgaben für Versorgung und Beihilfen

im Bildungsbereich im Jahr 2005
(in Mio. Euro)

Q u e l l e :  Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung der Jahres-
rechnungsergebnisse des öffentlichen Gesamthaushalts, Wiesbaden 
2008.
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wurde. Dies bestätigt eine Analyse der Pro-Kopf-
Werte der Versorgungs- und Beilhilfeleistungen im 
Bildungsbereich der einzelnen Länder. Dabei muss 
zwischen den west- und ostdeutschen Bundesländern 
differenziert werden: Während die Pensionszahlungen 
für Lehrer und Professoren im Osten eine (noch) un-
bedeutende Größe darstellen,14 sind die Ausgabenbe-
lastungen in den westdeutschen Ländern durch den 
großzügigen Ausbau des öffentlichen Dienstes in den 
1960er und 1970er Jahren erheblich. Angesichts einer 
im Vergleich der Länder ähnlichen Schüler-Lehrer-
Relation ist entsprechend auch für die Ostländer mit 
hohen Ausgaben zu rechnen.

Realistische Werte bei der Analyse der einwohner-
bezogenen Ausgaben unter den elf Ländern der alten 
Bundesrepublik (einschließlich Berlin) zeigen sich le-
diglich für die Versorgungsausgaben im Bereich der 
Schulen. Für die Versorgung im Bereich der Hoch-
schulen sowie für die Beihilfen im Bereich der Schulen 
und Hochschulen sind die Pro-Kopf-Ausgaben zum 
Teil so niedrig, dass für einzelne Länder pauschale 
Aufschläge zu den Werten der Jahresrechnung 2005 
vorgenommen werden müssen:

Die Pro-Kopf-Ausgaben der Versorgungsbezüge im • 
Bereich der Hochschulen weisen in zwei Westlän-
dern keine Beträge auf, in zwei weiteren Ländern 
liegen die Beträge lediglich im einstelligen Bereich. 
Werden für diese vier Länder Richtwerte von 15 Euro 
je Einwohner angesetzt, ergeben sich Mehraufwen-
dungen von etwa 430 Mio. Euro. 

Die Beihilfen für Versorgungsempfänger im ehema-• 
ligen Schuldienst weisen in fünf der elf Westländer 
keine Beträge auf. Die durchschnittlichen Pro-Kopf-
Aufwendungen belaufen sich in den restlichen West-
ländern auf etwa 20 Euro, sodass eine weitere Unter-
erfassung in Höhe von fast 430 Mio. Euro vorliegt. 

Bei den Beihilfen für ehemalige Hochschulbediens-• 
tete sind sogar in sieben der elf Westländer keine 
Beträge veranschlagt. Die daraus resultierende Un-
tererfassung beläuft sich bei einem Richtwert für 
Beihilfen an Hochschulen in Höhe von 2 Euro je Ein-
wohner auf nahezu 100 Mio. Euro. 

Alternatives Berechnungsverfahren

Für die folgenden Berechnungen werden die mo-
difi zierten Rechnungsergebnisse aus Tabelle 2 als 
Grundlage verwendet. Diese Berechnungsbasis ist 
statistisch nach unten abgesichert, da die verwende-
ten Richtwerte vorsichtig gewählt sind. 

14 Vgl. F. S c h w a h n : Entwicklungen im öffentlich-rechtlichen Alters-
sicherungssystem, in: Wirtschaft und Statistik, 4/2007, S. 396.

Im nächsten Schritt wird die ermittelte Summe 
durch die Zahl der derzeitigen Versorgungsempfänger 
dividiert, um die Ausgaben je Empfänger zu bestim-
men. Die Zahl der Versorgungsempfänger der Länder 
und Gemeinden kann – jeweils für den Schul- und 
Hochschuldienst – aus der Tabelle 3 abgelesen wer-
den. Während die Zahl der Versorgungsempfänger im 
Schuldienst der Länder direkt aus der Statistik ent-
nommen werden kann,15 sind für die weiteren Anga-
ben Berechnungen notwendig. 

Bei einem Ausgabevolumen für Versorgung und 
Beihilfen in Höhe von fast 12,3 Mrd. Euro und etwa 
315 000 Empfängern belaufen sich die errechneten 
Versorgungsbezüge je Empfänger auf etwa 38 900 
Euro jährlich. Hierbei handelt es sich um einen realis-
tischen Wert, wie die Angaben aus der Versorgungs-
empfängerstatistik für das Jahr 2005 zeigen.16 Danach 
ergeben sich im Durchschnitt jährliche Versorgungs-
bezüge für Lehrer und deren Hinterbliebene von etwa 
30 100 Euro. Bezieht man die in dieser Summe nicht 
berücksichtigten höheren Versorgungsbezüge der 
Professoren, Sonderzahlungen und Beihilfeausgaben 
ein, so erscheint der errechnete Wert plausibel. 

Im letzten Schritt werden die derzeitigen Pro-Kopf-
Versorgungsausgaben auf das Aktivpersonal im Bil-
dungsbereich bezogen, um die zu erwartenden Aus-
gaben für die künftigen Versorgungsempfänger zu 
ermitteln. Der Zeitpunkt des Erreichens des Pensions-
status, d.h. die Altersstruktur des aktiven Lehrperso-
nals, spielt dabei keine Rolle. Nach den Anforderungen 
der OECD werden die in einem Haushaltsjahr anfallen-
den Rückstellungen für alle derzeit aktiv Beschäftigten 
hochgerechnet. Da hierbei ein Durchschnittswert an-

15 Vgl. Statistisches Bundesamt: Finanzen und Steuern, Versorgungs-
empfänger des öffentlichen Dienstes 2005, Fachserie 14/Reihe 6.1, 
Wiesbaden 2005.

16 Vgl. Ebenda.

Länder Gemeinden

Schuldienst 10 426 252
  darunter: Beihilfen 1 406 -
Hochschuldienst 1 597 -
  darunter: Beihilfen 152 -
Summe 12 275

Tabelle 2
 Revidierte Ausgaben für Versorgung und Beihilfen 

im Bildungsbereich im Jahr 2005
(in Mio. Euro)

Q u e l l e :  Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung der Jahres-
rechnungsergebnisse des öffentlichen Gesamthaushalts, Wiesbaden 
2008; eigene Berechnungen.
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gesetzt wird, ist es unerheblich, ob ein Lehrer in fünf 
oder 25 Jahren pensioniert wird. 

Da die künftigen Versorgungsleistungen auf der 
Grundlage des derzeitigen Niveaus der Pensionen 
und Beihilfen hochgerechnet werden, sind noch zwei 
strukturelle Tendenzen zu erwähnen, die im liquidi-
dätsbezogenen Ansatz zu konservativ-zurückhalten-
den Schätzungen führen, sodass sie damit quantitativ 
nach unten abgesichert sind: 

Die künftigen Versorgungszahlungen sind von der • 
Anzahl der Beamten, aber auch von der Höhe der 
(End-)Vergütung abhängig. Die Entgelte in den Ver-
gütungsgruppen sind in den letzten Jahren in der 
Tendenz angehoben worden, sodass auch die künfti-
gen Versorgungsausgaben eher höher ausfallen wer-
den als die derzeit gezahlten. Auch Dietz17 kommt zu 
dem Ergebnis, dass bei den öffentlich Bediensteten 
in der Vergangenheit eine „kräftige Verschiebung zu-
gunsten des höheren und in besonderem Maße des 
gehobenen Dienstes“ stattfand. Der Versorgungsbe-
richt der Bundesregierung bestätigt, dass der über-
proportionale Anstieg der Zahl der Beamtinnen und 
Beamten in den Laufbahnen des höheren und geho-
benen Dienstes in den Ländern wesentlich auf das 
Personal im Bildungsbereich zurückgeführt werden 
kann.18 

Die demografi schen Veränderungen in der Gesell-• 
schaft werden dazu beitragen, dass künftige Versor-
gungsempfänger im Durchschnitt länger leben wer-
den als die heutige Generation der Pensionäre. So ist 
die verbleibende durchschnittliche Lebenserwartung 
bei Personen im Alter von 65 Jahren von 1980/82 bis 
2004/06 bei Männern um 3,8 auf nunmehr 19,9 Jahre 

17 Vgl. O. D i e t z : Personalausgaben der Gebietskörperschaf-
ten, Entwicklung und Struktur, in: Wirtschaft und Statistik, 3/2004,
S. 334.

18 Vgl. Bundesministerium des Innern, a.a.O., S. 146.

und bei Frauen um 3,5 auf 20,3 Jahre angestiegen.19 
Ein Heraufsetzen des Pensionseintrittsalters um et-
wa dreieinhalb Jahre wird nicht einmal diskutiert, 
sodass auch künftige Beamtengenerationen eine 
längere Nacherwerbsbiografi e aufweisen und damit 
auch längere Zeit die Pensions- und Beihilfesysteme 
in Anspruch nehmen werden. 

In Tabelle 4 werden die Personalbestände des der-
zeitig verbeamteten Personals im Bildungsbereich 
dargestellt.20 Die Verwendung der Beschäftigtenzahlen 
ist jedoch nur für die Beihilfezahlungen relevant, da 
diese unabhängig von der Vergütungshöhe und dem 
Arbeitszeitkontingent anfallen. Für die Versorgungsbe-
züge ist auch der Anteil der Teilzeitbeschäftigten maß-
geblich, da deren geringere Bezahlung sich auf die Ver-
sorgungsbezüge auswirkt. Daher werden zusätzlich zu 
den Kopfzahlen die Vollzeitäquivalente des Aktivper-
sonals im Bildungsbereich berechnet. Die Vollzeitäqui-
valente stellen eine hypothetische Beschäftigtenzahl 
unter Bereinigung des Beschäftigungsumfangs dar.

Zur Berechnung der künftigen Aufwendungen wird 
der Beihilfeanteil der Ist-Ausgaben (knapp 13%) mit 
den Beschäftigtenzahlen hochgerechnet, für die Ver-
sorgungsaufwendungen werden die errechneten Voll-
zeitäquivalente herangezogen. Demnach betragen 
nach dem liquiditätsbezogenen Modell die Versor-
gungsausgaben im Bildungsbereich 23,7 Mrd. Euro 
und sind damit um über 16 Mrd. Euro höher als in den 
Annahmen des Statistischen Bundesamtes. Dies sind 
etwa 0,6% des nationalen Bruttoinlandsprodukts, eine 
Größenordnung, die auch schon in anderen Studien 

19 Vgl. Statistisches Bundesamt: Periodensterbetafeln für Deutsch-
land, Allgemeine und abgekürzte Sterbetafeln, Wiesbaden 2008.

20 Vgl. Statistisches Bundesamt: Finanzen und Steuern, Personal des 
öffentlichen Dienstes 2005, Fachserie 14/Reihe 6, Wiesbaden 2007. 

Länder Gemeinden

Schuldienst 273 940 5 990
Hochschuldienst 35 350 -
Summe 315 280

Q u e l l e : Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung der Tabelle A I 
6 aus dem 3. Versorgungsbericht der Bundesregierung mit den Daten 
der Erhebung vom 1.1.2005, Wiesbaden 2008; Statistisches Bundes-
amt: Finanzen und Steuern, Personal des öffentlichen Dienstes 2005, 
Fachserie 14/Reihe 6, Wiesbaden 2007; Statistisches Bundesamt: Fi-
nanzen und Steuern, Versorgungsempfänger des öffentlichen Diens-
tes 2005, Fachserie 14/Reihe 6.1, Wiesbaden 2005; eigene Berech-
nungen.

Tabelle 3
Zahl der Versorgungsempfänger von Ländern und 

Gemeinden im Bildungsbereich 2005
Beschäftigte Vollzeitäquivalente 

(VZÄ)1

Länder Gemeinden Länder Gemeinden

Schuldienst 616 103 10 050 558 217 9 178

Hochschuldienst 35 633 - 34 900 -

Summe 661 786 602 295

1 VZÄ = Vollzeitbeschäftigte + 0,8 * Teilzeitbeschäftigte + 0,5 * Alters-
teilzeitbeschäftigte.

Q u e l l e : Statistisches Bundesamt: Bildung und Kultur, Allgemeinbil-
dende Schulen, Fachserie 11/Reihe 1, Wiesbaden 2007; Finanzen und 
Steuern, Personal des öffentlichen Dienstes 2005, Fachserie 14/Reihe 
6, Wiesbaden 2007; eigene Berechnungen.

Tabelle 4
Aktives Personal der Länder und Gemeinden 

im Bildungsbereich 2005
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ermittelt wurde.21 In Tabelle 5 werden die wesentlichen 
Parameter des alternativen Rechenmodells zusam-
mengefasst. 

Bildungsausgaben Deutschlands im
 internationalen Vergleich

Für die internationale Bildungsberichterstattung 
werden derzeit die Angaben des Statistischen Bun-
desamtes mit unplausibel niedrigen Ansätzen für Pen-
sionen verwendet. Dies führt dazu, dass Deutschland 
in der OECD-Bildungsfi nanzstatistik lediglich eine 
Position im Mittelfeld einnimmt.22 Die jährlichen Aus-
gaben der Bundesrepublik pro Schüler und Student 
betragen demnach im Jahr 2004 – für 2005 sind noch 
keine Daten von der OECD veröffentlicht – 7802 US-$ 
(vgl. Abbildung). 

Unter den Annahmen einer korrigierten Erfassung 
der Pensionslasten ergibt sich ein deutlich besseres 
Bild. Dazu wurde die errechnete Untererfassung der 
Versorgungsleistungen im Bildungsbereich in Höhe von 
über 16 Mrd. Euro in einem ersten Schritt um 5% nach 
unten korrigiert. Dies ist erforderlich, da die OECD-
Angaben lediglich für das Jahr 2004 vorliegen und die 
Zuwachsraten der Versorgungsausgaben im Bildungs-
bereich der Länder in der Vergangenheit jahresdurch-
schnittlich in etwa in dieser Größenordnung lagen.23 
Auf Basis der Berechnungen für 2005 beträgt die Un-
tererfassung der Pensionslasten im Jahr 2004 somit 

21 Vgl. H.-P. K l ö s , A. P l ü n n e c k e , a.a.O., S. 20.

22 Vgl. Organisation for Economic Co-operation and Development: 
Education at a Glance 2007. Indicator B1: How much is spent per stu-
dent?, http://www.oecd.org, Zugriff am 24.7.2008.

23 Vgl. F. S c h w a h n , a.a.O., S. 398. 

15,4 Mrd. Euro. Dieser Wert wird durch die Anzahl der 
Schüler und Studenten in Deutschland, also 16,8 Mio. 
Personen,24 dividiert, sodass sich eine Untererfassung 
von derzeit 917 Euro je Schüler bzw. Student ergibt. 
Die Ausweisung der Finanzmittel in US-Dollar macht 
im nächsten Schritt eine Umrechnung zwischen den 
Währungen erforderlich. Für die Währungsumrech-
nung wurden die Kaufkraftparitäten (KKP) genutzt, die 
die Preisniveau-Unterschiede zwischen den Staaten 
aufheben. Der Umrechnungsfaktor zwischen Euro und 
US-Dollar nach KKP beträgt 1,1182.25 Die Umrech-
nung des Betrages von 917 Euro ergibt 1026 US-$, um 
die die bundesdeutschen Bildungsausgaben im inter-
nationalen Vergleich zu niedrig ausgewiesen sind. Sie 
werden dem nationalen Durchschnittswert der Ausga-
ben pro Schüler und Student im Bildungsbereich hin-
zugerechnet. Die Positionsänderung der Bundesrepu-
blik in der OECD-Bildungsfi nanzstatistik durch die Re-
vision der Untererfassung der Versorgungsleistungen 
ist ebenfalls in der Abbildung ersichtlich. 

In den derzeitigen Statistiken der OECD zum 
Bildungsbudget pro Bildungsteilnehmer rangiert 
Deutschland auf Platz 13. Allein die vollständigere Er-
fassung der Sozialbeiträge für die Altersversorgung 
der Lehrer und Professoren hätte einen Rangfolgen-
aufstieg auf Platz 7 zur Folge. Anders ausgedrückt: 
Während Deutschland aktuell Pro-Kopf-Aufwendun-
gen fi nanziert, die um 10% über dem Durchschnitt 
liegen, würde die überdurchschnittliche Finanzierung 
nach den Prämissen des liquiditätsorientierten Mo-
dells auf 25% ansteigen. Damit läge Deutschland in 
der Rangfolge direkt hinter Schweden und noch vor 
den Niederlanden und Frankreich. 

Schlussfolgerungen

Im Rahmen der Bildungsfi nanzberichterstattung ist 
weiterhin eine input-orientierte Sichtweise vorherr-
schend, wobei der Erfolg daran gemessen wird, wie 
viel (öffentliche) Mittel in den Bildungsbereich fl ießen. 
Solange der Mitteleinsatz – und nicht der Output wie 
bei den PISA-Studien – auch politisch derart prominent 
behandelt wird, ist es umso wichtiger, dass die Zahlen 
belastbar sind. Die Ausführungen haben gezeigt, dass 
die öffentlichen Versorgungsausgaben für das beam-
tete Personal im Bildungsbereich in den derzeitigen 
statistischen Meldungen deutlich untererfasst werden. 
Dies liegt daran, dass der Zuschlagssatz für die Kal-
kulation fi ktiver Sozialversicherungsbeiträge zu niedrig 

24 Vgl. Organisation for Economic Co-operation and Development: 
Students enrolled by age, http://stats.oecd.org, Zugriff am 24.7.2008.

25 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Internationale 
Bildungsindikatoren im Ländervergleich, Ausgabe 2007, Wiesbaden 
2007, S. 55.

Tabelle 5
Künftige Pensionslasten nach dem

liquiditätsbezogenen Modell 

Q u e l l e : Eigene Berechnungen. 

Versorgung Beihilfen

Aktuelle Ausgaben (in Mio. Euro) 10 781 1 557

Summe der aktuellen Ausgaben
(in Mio. Euro) 12 275

Anzahl der aktuellen Versorgungs-
empfänger 315 280

Bezüge je Empfänger (in Euro) 33 995 4 940

Summe der Bezüge je Empfänger 
(in Euro) 38 935

Künftige Empfänger (VZÄ bzw. 
Beschäftigte)

602 295 661 786

Künftige Ausgaben (in Mio. Euro) 20 475 3 269

Summe der künftigen Ausgaben 
(in Mio. Euro) 23 744
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gewählt ist, da er sich an den Größenordnungen des 
Umlagesystems der Rentenversicherung orientiert. 
Pensionen und Renten sind aber strukturell so unter-
schiedlich, dass mit diesem Ansatz sogar die Versor-
gungsleistungen für aktuell pensionierte Personen im 
Bildungsbereich um ein Viertel unterschritten werden. 
Nach den Anforderungen der OECD sollen jedoch die 
Rückstellungen für die aktiv Tätigen und damit künf-
tigen Pensionäre im Bildungswesen abgebildet wer-
den, was zu deutlich über den Ist-Werten liegenden 
Ansätzen führen müsste, da die Zahl der Pensionäre 
in den nächsten Jahrzehnten drastisch ansteigen wird. 
Dieses Problem wird auch von den Experten erkannt: 
„Die Bildungs- und die Finanzseite in der BLK haben 
übereinstimmend in Anbetracht der gegebenen Da-
tenlage ihre Zweifel an der Höhe der ausgewiesenen 
unterstellten Sozialbeiträge für aktive Beamte, wie sie 
vom Statistischen Bundesamt auf der Grundlage der 
Zuschläge aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung ermittelt werden.“26

26 Vgl. Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung, a.a.O., S. 31.

Es wurde ein mögliches alternatives Rechenmodell 
vorgestellt, das unter vorsichtigen Annahmen zu Ver-
sorgungsausgaben führt, die etwa 16 Mrd. Euro über 
den derzeitigen statistischen Meldungen liegen. Je-
doch kommt es bislang zu erheblichen Widerständen, 
für die Bildungsfi nanzstatistik realitätsnähere Daten 
zu melden. Diese könnten anhand des vorgestellten 
alternativen Modells ermittelt werden – es wäre aber 
auch eine Anpassung der Berechnung von fi ktiven 
Vorsorgeaufwendungen nach dem Modell des Statis-
tischen Bundesamtes denkbar. Dafür könnte das vor-
gestellte liquiditätsbezogene Modell einen Ergebnis-
richtwert liefern. Die Relevanz der zügigen Einführung 
eines sachgerechteren Modells zur Ausweisung der 
Versorgungsausgaben in der Bildungsstatistik zeigt 
sich beispielhaft an der Positionierung Deutschlands 
in der OECD-Rangfolge, Deutschland würde bei der 
hier vorgestellten sachgerechteren Erfassung der Bil-
dungsaufwendungen international eine deutlich bes-
sere Position einnehmen.

Ausgaben im Bildungsbereich1 2004: 
vor und nach der Revision der Angaben zu den Versorgungsausgaben

(in US-$)

1 Jährliche Ausgaben pro Schüler und Student.

Q u e l l e : Organisation for Economic Co-operation and Development: Education at a Glance 2007. Indicator B1: How much is spent per stu-
dent?, http://www.oecd.org, Zugriff am 24.7.2008; Organisation for Economic Co-operation and Development: Students enrolled by age, http://
stats.oecd.org, Zugriff am 24.7.2008; Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Internationale Bildungsindikatoren im Ländervergleich, 
Ausgabe 2007, Wiesbaden 2007, S. 55; eigene Berechnungen.


